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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 17. Januar 1966 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Fürsorge und Jugendwohlfahrtspflege 

Vom 28. Dezember 1968 


Der Bundostacj hat mit Zustimmung des Bundes- 
i'citcs das folgende Gesetz l)c,schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 17. Januar 1966 Unterzeichneten 
•Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Republik Österreich über Fürsorge und 
.lucjcridwohlfahrtspflege wird zugestimmt. Das Ab¬ 
kommen wird nachstehend verölfcnllicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsvorordnung mit Zustimmuncj des Bun¬ 
desrates die Liste der Grenzgomeinden (Anhang II 
des Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Rc'publik Österreich über Für¬ 
sorge und Jugendwohltahrlspficgc) zu ändern, so¬ 
weit die nach Artikel 1 Nr. 7 des Abkommens zu¬ 
ständigen Behürden nach .Artikel 10 Abs. 3 Satz 3 dc'S 


.Abkommens Änderungen der Liste der Grenz- 
gc'meindcn im Rahmen von Artikel 10 .Abs. 3 Salz 1 
gc'inoinsani voinc'hmen. 

Artikel 3 

Dieses Gesotz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die .Anwendung dieses Gesetzes Icst- 
stellt. Rechlsverordnungen, die auf Grund dieses Ge¬ 
setzes erlassen werden, gelten im Land Beilin nach 
§ 14 dc's Dritten Dbcrleitungsgcsot/es vom 4. .lanuar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dom das Abkonmien nach seinem 
Artikel 19 Abs. 2 in Kraft tritt, is\ im Bundesgesetz¬ 
blatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz' wird hiermit vtukündel. 

Bonn, den 28. Dezenibei 1968 

Der B u n d o s p r ä sid c n t 
L ü b k e 

Der B u n d e s k a n z1e r 
K i e s i n g e i 

Der B u n d e s m i n i s t e r des Innern 
Benda 

Der B 11 n d e s m i n i s t e r des .Auswärtigen 
Brandt 

Del B u n d p s m i n i s t (' r 1 ü r Familie u n d ,) u g e n d 
B r a u k s i e p e 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über Fürsorge und Jugendwohlfahrtspflege 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER BüNDESPRÄSIDENT 
DER REPUBLIK ÖSTERREICH, 


in dem Wunsdi, den herkömmUdien Grundsatz der Gleidibehandlung ihrer 
Staatsangehörigen auf den Gebieten der Fürsorge und der Jugendwohlfahrls- 
pflege zu bekräftigen, sind übereingekommen, ein Abkommen zu sdiließen und 
haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt; 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Professor Dr. Karl Carstens, 

Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn DDr. Josef Schöner, 

außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter der Republik Österreich 
in der Bundesrepublik Deutschland. 


Die Bevollmäditigten haben nach Austausch ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten nadistehende Bestimmungen vereinbart: 


TEIL I 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel l 

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Bundesrepublik" 

die Bundesrepublik Deutschland; 

„Österreich" 

die Republik Österreich; 

2. „Hüheitsgetriet" 

in bezug aut die Bundesrepublik den Geltungsbereidi 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land, 

in bezug auf Österreich dessen Bundesgebiet; 

3, „Staatsnngehüriger" 

in bezug auf die Bundesrejniblik einen Deutschen im 
Sinne des Grundgesetzes tüi die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf ösleneich dessen Staatsbürger; 

4, „Fürsorge" 

alle gesetzlich bcgruiideioii Geld-, Sach-, Beralungs-, 
Betreuungs- und sonstigen llilleleislungen aus öffent¬ 


lichen Mitteln zur Deckung und Sicherung des Lebens¬ 
bedarfes für Personen, die keine andere V'orausset- 
zung als die der Hilfsbedürltigkeit zu erfüllen haben; 

5. „Jugendwohlfahrtspnege“ 

alle nicht unter Fürsorge (Punkt 4) lallenden gesetz¬ 
lich begründeten Maßnahmen und Leistungen im 
Interesse Minderjähriger, die von den Trägern der 
öffentlichen Jugendwohlfahrtspliege gewährt, durch- 
gclührt oder überwacht werden, ohne Rücksicht 
darauf, weldie Stelle sic angeordnet hat; 

6. „Rechtsvorschriften'' 

die Gesetze, N'crordnungen und Salzungen, welche 
die in den Punkten 4 und 5 umschriebenen Rethls- 
gebiete regeln und im Hoheilsgelriet oder im jeweili¬ 
gen Teil des Holieitsgcijiolcs einer \’eiliags[)drtei in 
Kraft sind; 

7. „zuständige Behörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Bunclesminisler 
des Innern, hinsichtlich der Regelungen auf dem 
Gebiet der Jugendwohlfahrtspflecje den Bundes- 
minisler für Familie und Jugend, 

in bezug auf Österreich das Bundesmiiiisleriiim für 
Inneres, hinsichtlich der Regelungen auf dem Gebiet 
der Jugendwoiillahrlspflege das Bunclesministei iuui 
für soziale \'erwaltung; 
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8. „Träger der öffcnllichen Fürsorge“ 

in bezug üuf die Bundesrepublik die öillidien und die 
überüiilichen Träger der Sozialhilfe, 
in bezug auf östeireich die Bezirks- und die Landes- 
fürsorgeverbändc; 

9, „Träger der öffentlidien .Jugendwohlfahrlspflcge“ 

in bezug auf die Bundesrepulilik die Gemeinden, Ge- 
mcindeverbändc und Länder als Tiägcr der offenl- 
liehen Jugendhilfe mit ilircn Jugendämtern, Landes- 
jugendamtern und obersten Landesjugendbehdrden, 

in bezug auf Österreich die Bundesländer mit ihren 
Bczirksverwaltungsbehörden (Jugcndämlern) und 
die Landesregierungen; 

10. „I leimatslaal“ 

den Verlragsslaat, dessen Staalsangehorigkeil im 
Sinne des Punktes J eine Person besitzt; 

11, „Aufenthaitsstddt“ 

den Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich eine 
Person, auf die sich dieses Abkommen bezieht, auf- 
hdlt. 

TEIL II 

Gewährung von Fürsorge und Jugendwohlfahrtspflege 
Artikel 2 

(1) Staatsangehörigen der einen Vertragspartei, die 
sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei auf- 
halten, wird Fürsorge und Jugendwohlfahrtspflegc in 
gleicher Weise, in gleichem Umfang und unter den glei¬ 
chen Bedingungen wie den Staatsangehörigen des Auf- 
enthaltsstaales gewährt. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Flüchtlinge im Sinne des 
Artikels 1 des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge vom 28. Juli 1951, die ein von der anderen 
Vertragspartei gemäß Artikel 28 des genannten Abkom¬ 
mens ausgestelltes gültiges Reisedokument besitzen. 

Artikel 3 

Gewahrt eine V'oiiiagspartei einem ihrer Staatsange¬ 
hörigen, der sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags¬ 
partei aufhdlt, Fürsorge, so bleiben solche Zuwendungen 
im Aufenthaltsstaat bei der Festsetzung von Art und 
Maß der Fürsorge sowie bei der Gewährung von Leistun¬ 
gen aus der Sozialversicherung außer Betracht; dies gilt 
nicht, soweit die Zuwendungen die wirtschaftliche Lage 
des Hilfsbedürftigen so günstig beeinflussen, daß daneben 
Fürsorge des Aufenthaltsstaates ungerechtfertigt wäre. 

Artikel 4 

Ein Ersatz der Kosten der Fürsorge und der Jugend¬ 
wohlfahrtspflege für die in Artikel 2 bezeichneten Per¬ 
sonen findet zwischen den Vertragsparteien nicht statt. 
Die Regelung des Artikels 10 Absatz 1 bleibt unberührt. 


TEIL in 

Überleitung von Ansprüchen, Amlshiife 
Artikel 5 

(1) Kann ein Träger der öffentlichen Fürsorge oder der 
öffentlichen Jugendwohlfahrtspflege der einen Vertrags¬ 
partei nach den für ihn maßgebenden Vorschriften Ersatz 
von Autw’endungen von dem Unterstützten oder einem 
Unterhaltspflichtigen (Kostenersatzpflichlige) verlangen, 
so ist, wenn der Kostenersatzpflichtige seinen gewöhn¬ 
lichen Auienthalt oder seinen Sitz im Hoheitsgebiet der 
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anderen Vertragspartei hat, der für den gewölinlichen 
Aufenthalt oder den Sitz zuständige Träger der öfient- 
lidien Fürsorge oder der öffentlichen Jugendwohlfahrts- 
pllege auf Ersuchen des Trägers der Leistung berechtigt 
und verpllichlet, im eigenen Namen für diesen die An¬ 
sprüche gegen den Koslenersatzpflidiligen nach den für 
den ersuchten Träger maßgebenden \'oischliffen gellend 
zu machen. 

(2) Ist ein Träger der öffentlichen Füisorge oder der 
öffentlichen Jugendwohlfahrtspriegc der einen Vertrags¬ 
partei nach den für ihn maßgebenden Vorschiiftcii be¬ 
rechtigt, Ansprüche des Unterstützten gegen einen Drit¬ 
ten, der dem Unterstützten gegenüber geldwerte Ver- 
pfliditungen hat, auf sich überzuleitcn, so ist, wenn der 
Drille seinen gewöhnlichen Auienthalt oder seinen Silz 
im Hoheitsgebiet der anderen Veilragsparlci hat, der für 
den gewöhnliclien Aufenthalt oder den Silz zuständige 
Träger der öffentlichen Fürsorge oder der ölfentlidien 
Jugend Wohlfahrtspflege auf Ersudien des Trägers der 
Leistung bereditigt und verptlidilct, im eigenen Namen 
für diesen die Ansprüche gegen den Dritten nach den 
für ihn in bezug auf den Übergang von Ans])iüchen 
maßgebenden Vorschriften geltend zu machen. 

(3) Hat ein Unterstützter, der einen Anspruch auf Nach¬ 
zahlung von Kriegsschadenrente nach dem Gesclz über 
den Laslcnausglcich vom 14. August 1952 (Bundesgosetz- 
blatt 1 S. 446) — LAG — in der jeweils gellenden Fas¬ 
sung liat, LeisUingcn von einem ustoi reidiischen Träger 
der öffentlichen Füisorge erhalten, so kann dieser dmi 
für den Silz des Ausgleichsamles zuständigen örtlidieii 
Träger der öffentlichen Fürsorge um Regelung des Kosten- 
ersalzes ersudien. Das Eisudien bewirkt den Ulieiyang 
des Anspruchs auf Kiiegsschadcnrenle auf den deulsdu'ii 
Träger der öfientlidien Fürsorge zugunsten des Trägers 
der Leistung insoweit, als der Anspruch auf den deut¬ 
schen Träger der öfientlidien Fürsorge nach § 292 LAG 
übergehen würde, wenn dieser Fürsorge gowälirt hatte. 
Gew'ährt der österioicliisclie Träger der ötlentlidien Für¬ 
sorge im vorbezeidineleii Fall Uiiteibringuiig in Anstalls- 
oder Heimpflogo, so zahlt er dem Unterstützten ein 
Tasclicngcid in Hölie des Betrages, den ein deiitsrher 
Tiägcr der offeiitlidioii Fiiisorge nacti § 292 LAG zu ge¬ 
währen tiätte. 

(4) Absatz 3 Salz 3 gilt entspiediend, wenn laufende 
Zahlungen von Kriegsschadenrente nach § 292 L.\G auf 
Ersuchen des österreichischen Trägers der ölfenlliiiieii 
Fürsorge nach Absatz 2 übergelcitot werden. 

( 5 ) In den Fallen des Artikels 3 sind aus den Leistun¬ 
gen des Kostenersatzpflichtigen oder des Dritten zu- 
nädist die Ersatzansprüche des ersudienden Trägers der 
öffentlichen Fürsorge oder der Sozialversicherung zu be¬ 
friedigen. 

Artikel 6 

(1) Die Träger der öffentlichen Fürsorge und der öffent¬ 
lichen Jugendwohifalirtspriege der Vertragsparteien lei¬ 
sten einander Amtshilfe bei der Durchführung ihrer Auf¬ 
gaben, insbesondere bei der Heranziehung eines Unter¬ 
stützten oder eines Unterhaltspflichtigen (Kostenersatz- 
pflichtige) und anderer, die einem Unterstützten gegen¬ 
über geldwerte Verpflichtungen haben. Di' AmtshiJfe 
wird in gleicher Weise und im gleichen Umfang wie im 
innerstaatlichen Bereich geleistet. 

(2) Die Träger der öffentlichen Fürsorge und der öffent- 
lidien Jugendwohlfahrtspflege der Vertragsparteien ver¬ 
treten einander vor Geridit bei der Geltendmadiung von 
Ansprüdicn der im Absatz 1 bezeidincten Art und von 
Untcrhaltsansprüdien im Rahmen der gesetzlidien und 
der beslcllten Amtsvormundscliaft und der bestelllen 
Anilskuratcl. 
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(3) Vorschriften einer Vertragspartei, die Kosten-, Ge¬ 
bühren- oder Abgabenfreiheit für Rechtsgeschäfte und 
Amtshandlungen aus Anlaß der Beantragung, der Gewäh¬ 
rung oder des Ersatzes von Leistungen der Fürsorge oder 
aus Anlaß von Maßnahmen der Jugcndwohlfahtlspflege 
vorsehen, gelten auch zugunsten der Slaalsangchbrigen, 
der Träger der öffentlichen Fürsorge und der öffentlichen 
JugendwohlfalirtspOege der anderen Vertragspartei. Dies 
gilt für das streitige VerJahren vor Gericht nur zugunsten 
der Träger der öffentlichen Fürsorge und der öffentlictien 
Jugendwohlfahrtspflege der anderen Vertragspartei und 
nur, wenn sie nach Absatz 2 vertreten werden. Vorsdirif- 
ten über die Gewährung von Arnienrecht bleiben unbe¬ 
rührt. 

(4) Vorschriften, nach denen Verwaltungsbehörden, 
Träger von Sozialleistungen, Arbeitgeber, Unterhalts¬ 
pflichtige oder sonstige Personen oder Stellen zur Ertei¬ 
lung von Auskünften verpflichtet sind, gelten auch, wenn 
ein Träger der öffentlichen Fürsorge oder der öffentlichen 
Jugendwohlfahrtspflege nach Absatz 1 oder 2 tätig wird. 

(5) Die Gerichte sowie die Träger der öffentlichen Für¬ 
sorge und der öffentlichen Jugendwohlfahrtspflege der 
beiden Vertragsparteien können bei der Anwendung die¬ 
ses Abkommens in den Fällen des Artikels 7 Absatz 1 
Buchstabe a nur über die zuständigen Behörden, im 
übrigen jedoch unmittelbar miteinander verkehren. 


TEIL IV 

Rückkehr, Rückschaffung 
Artikel 7 

(1) Äußert ein hilfsbedürftiger Staatsangehöriger der 
einen Vertragspartei, der im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, die 
Absicht, in seinen Heimatstaat zurückzukeltrer., so hat 
der Aufenthaltsstaat die Kosten der Reise und des 
Transportes des Hausrates bis zur Grenze des Heimat¬ 
staates zu tragen, wenn 

a) die Rückkehr nach der übereinstimmenden Meinung 
beider Vertragsparteien in seinem wohlverstandenen 
Interesse liegt oder 

b) der Aufenthaltsstaat nach mindestens dreimonatigem 
Aufenthalt den weiteren Aufenthalt nicht gestattet. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor, so 
hat der Aufenthallsstaat auch die Kosten der Reise und 
des Transportes des Hausrates derjenigen hillsbedürtli- 
gen Familienangehörigen zu tragen, die den Hilfsbedürf¬ 
tigen zu begleiten oder ihm zu folgen beabsichtigen, so¬ 
fern sie dieselbe Staatsangehörigkeit wie der Hilfsbedürf¬ 
tige besitzen. Das gleiche gilt, wenn der Heimatslaat des 
Hilfsbedürftigen dem Ehegatten oder minderjährigen 
Kindern, die nicht dessen Staatsangehörigkeit besitzen, 
die Einreise und den Aufenthalt gestattet. 

(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 Buch¬ 
stabe b vor, so ist dem Hilfsbedürftigen zur Vorbereitung 
der Ausreise eine Frist von mindestens zwei Wochen zu 
gewähren, es sei denn, daß eine sofortige Abschiebung 
aus Gründen der öffentlichen Ruhe, Ordnung oder Sicher¬ 
heit notwendig erscheint. 

Artikel 8 

(1) Der Aufenthaltsstaat darf einem Staatsangehörigen 
der anderen Vertragspartei nicht allein aus dem Grunde 
der Hilf'bedürfligkeit den weiteren Aufenthalt versagen 
oder ihn rücksdialfen, cs sei denn, daß er sich noch nicht 
ein Jahr ununtcrbiochen erlaubt in seinem Hoheitsgebiet 


aufhält. Sprecfien Gründe der Menschiichkc-il gegen eine 
solche Maßnahme, so hat sie ohne Rücksicht auf die 
Dauer der Anwesenheit im Aufenthallsstaat zu unter¬ 
bleiben. 

(2) Die Vorschriften dieses .Abkcmiinens stehen in kei¬ 
ner Weise dem Recht zur Ausweisung aus einem anderen 
als dem in vorstehendem Absatz erwiihnten Giunde ent¬ 
gegen. 

.Artikel 9 

(1) Als Aufenthalt gilt auch der Dienst auf Schiffen, die 
im Schiffsregister des Aufenthaltsslaates eingetragen 
sind. 

(2) Der Aufenthalt im Sinne des Artikels 8 Absatz 1 
gilt bei Abwesenheit bis zur Dauer eines Monates nicfit 
als unterbrochen. 

(3) Bei Berechnung der Aufenllialtsdauer nach Arti¬ 
kel 8 Absatz 1 werden Zeiträume, in denen der Lebens¬ 
unterhalt ganz oder teilweise aus Mitteln der Fürsorge 
des Aufenthaltsstaales gewährt worden ist, nicht berück- 
siditigl. 

TEIL V 

Sonderregelung für Grenzgebiete 

Artikel 10 

(1) Wird ein Slaalsangchöriger einer V'eitragspartei, 
der seinen gew’öhnlichen Aufenthalt im Grenzgebiet sei¬ 
nes Heimatslaates hat, mit Zustimmung oder nachträg¬ 
licher Genehmigung des zuständigen Trägers der öffent¬ 
lichen Fürsorge seines Heimatstaates hilfsbedürftig 
in eine Krankenanstalt, in eine Heil- und Pflegcanstall 
oder in ein Altersheim im Grenzgebiet der anderen Ver¬ 
tragspartei aufgenommen, so ist der 1 Icimatstaal ab¬ 
weichend von Artikel 4 verpfliciitet, dom .Aufenlhalls- 
slaat die aus einer solchen Unterljiinguncj erwachsenden 
Fürsorgekosten zu erstatten; die Kostenerstattung darf 
jedoch nur bis zur Höhe der Aufwendungen verlangt 
werden, die bei der Unterbringung eines Staatsangehöri¬ 
gen des Aufenthaltsstaates entstunden. 

(2) Die Zustimmung oder naditrägliche Genehmigung 
nach Absatz 1 darf nur versagt werden, wenn eine Auf¬ 
nahme in die Anstalt oder das Altersheim weder aus 
medizinisdien Gründen nodr aus Gründen der Mensch¬ 
lichkeit geboten ist; sie gilt als erteilt, wenn sie der 
Träger der öffentlichen Fürsorge des Heimalstaates nicht 
innerhalb von 30 Tagen nach Empfang des zkntragcs auf 
Zustimmung ode-r naditrägliche Genehmigung versagt. 

(3) Als Grenzgebiet gilt der enllang der gemeinsamen 
Grenze gelegene Teil des 1 loheilsgebielcs jeder Ver¬ 
tragspartei, der im allgemeinen eine Tiefe bis zu zehn 
Kilometern hat. Die Liste der in diesem Gebiet gelege¬ 
nen deutschen und österreichischen Gemeinden ist im 
Anhang II zu diesem Abkommen enthalten. Die zustän¬ 
digen Behörden tcilc-n cJnander .Änderungen der Be¬ 
zeichnung der Gemeinden sowie Fälle einer \'eroinigung 
oder Teilung von Gemeinden mit; sonstige Änderungen 
der Liste im Rahmen von Satz 1 nelimen sic gemeinsam 
vor. 

Artikel 11 

Die erstatlungspflichtigen Fürsorgeleistungcn des Auf- 
enthaltsstaates nach Artikel 10 Absatz 1 gelten hinsicht¬ 
lich der Ansprüche auf Kostenersatz und des Übergangs 
von Ansprüchen gegen Dritte als Leistungen, die der 
Träger der öffentlichen Fürsoige des Heimalstaates nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorsriiriften gewährt hat. 
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TEIL VI 

SdduDbeslimmungen 

Artikel 12 

(1) Die Bestimmungen des Vormundschaftsabkommens 
zwischen dem Deutschen Reich und der Republik Öster¬ 
reich vom 5. Februar 1927 werden durch dieses Abkom¬ 
men nicht berührt. 

(2) Die Vereinbarung zwischen dem Deutschen Reich 
und der Republik Österreich über Püegekinderschutz 
(Ziehkinderschutz) und über den Geschäftsverkehr in 
Jugendsachen vom 4. Juni 1932 tritt mit dem Inkraft¬ 
treten dieses Abkommens außer Kraft. 

Artikel 13 

(1) Dem Abkommen ist ein Verzeichnis der im Zeit¬ 
punkt seiner Unterzeichnung geltenden gesetzlichen 
Rechtsvorschriften als Anhang I beigefügt. Treten gesetz¬ 
liche Rechtsvorschriften, die in Anhang I aufgeführl sind, 
außer Kraft oder werden gesetzliche Recfitsvorsdiriften 
erlassen, die im Anhang I aufgeführt wären, wenn sie 
beim Inkrafttreten des Abkommens bereits in Kraft ge¬ 
wesen waren, so hat die Vertragspartei, um deren 
Rechtsvorschriften es sich handelt, dies der anderen 
Vertragspartei unter Bezugnahme auf Anhang 1 mitzu- 
tcilen. 

(2) Änderungen und Ergänzungen der Rechtsvorschrif¬ 
ten einer Vertragspartei, die sich aus zwischenstaatlichen 
Abkommen oder aus einer von einer Europäischen Ge¬ 
meinschaft erlassenen Vorschrift ergeben, sind im Ver¬ 
hältnis zwischen den beiden Vcrlragspnrloien inii zu 
berücksichligon, wenn diese es vereinbaren. 

Artikel 14 

Die zuständigen Behörden werden sich über die tech¬ 
nischen Fragen der Durchführung dieses Abkommims, 
insbesondere über die Art und Weise des gegenseitigen 
Verkehrs, verständigen, 

Artikel 15 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertrags¬ 
parteien über die Auslegung oder Anwendung dieses 
Abkommens sollen, soweit möglich, durch die zuständi¬ 
gen Behörden der beiden Vertragsparteien einvernchm- 
lich beigelogt werden, 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nidit hcM- 
gelcgt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten .Staates 
als öbmann einigen. Dieser ist von den Regierungen der 
beiden Vertragsparteien zu bestellen. Die Mitglieder sind 
innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb von 
drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Vertrags¬ 
partei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Streitigkeit 
einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(4) Werden die im Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehallen, so kann in Ermangelung einer anderen 
Vereinbarung jede V'eiliagspaitei den Präsidenten des 
Europäischen Gerichtshofes für Mensdicnredite bitten, 
die erforderliche Ernennung vorzunelimen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Ver¬ 
tragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund ver¬ 
hindert, so soll der Vizepräsident die Ernennung vor¬ 
nehmen. Besitzt auch der Vizepräsident die Staats¬ 
angehörigkeit ein^r der beiden Vertragsparteien oder 
ist aucJi er verhindert, so soll das iin Rang nädrstfolgende 
Mitglied des Gerichtshofes, das nicht die Staatsangehörig¬ 
keit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernen¬ 
nung vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr¬ 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertrags¬ 
partei trägt die Kosten ihres Mitgliedes sowie ihrer Ver¬ 
tretung in dem Verfahren vor dem Sriiiedsgcridit; die 
Kosten des Obmannes sowie die sonstigen Kosten werden 
von den beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen 
getragen, es sei denn, daß das Schicdsgeridit eine andere 
Kostencnlscheidung trifft. Im übrigen regelt das Schieds¬ 
gericht sein Verfahren selbst, 

Artikel 16 

Das diesem Abkommen beiliegende Schlußpiülokoll ist 
Bestandteil des Abkommens. 

Artikel 17 

Dieses Abkommen wird für die Dauer von fünf Jahren 
geschlossen. Seine Geltungsdauer verUingerl sich jeweils 
für ein weiteres Jahr, sotern es nicht von einer der bei¬ 
den Vertragsparteien si>ätcstens drei Monate vor .kblauf 
dos Jahres schrittlich gekündigt wird. 

Artikel 18 

Dieses .'\bkommon gilt auch für das Land Berlin, setc iii 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deulschland 
gegenüber der Bundesregierung der Republik Dsleneich 
innerhalb von drei Monaten nadi Inkrafttreten dos .Ab¬ 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt, 

Artikel 19 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in 
Wien ausgetauscht werden. 

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tag des auf den 
Austausch der Ratifikationsurkundem folgenden Kalender¬ 
jahres in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmaditigten 
dieses Abkommen unterzeichnet und mit Siegeln ver¬ 
sehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 17. Januar 1966 in zwei 
Ursdiriftcn. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland; 
C a r s t er n s 


Für die 

Republik Osterreidi; 
S c li ü n e r 
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Schlußprotokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über Fürsorge und Jugendwohlfahrtspflege 


A) Bei Unterzeichnung des Abkommens über Fürsorge 
und Jugcndvvohllahilspflcge stellen die Bevollmäditig- 
ten der beiden Vertragsparteien übereinstimmend 
folgendes fest; 

1. Vergünstigungen aus diesem Abkommen sollen 
Personen nicht zugute kommen, die das Hoheits¬ 
gebiet der anderen Vertragspartei aufsuchen, um 
diese Vergünstigungen in Ansprudi zu nehmen. 
Die Regelung im Artikel 10 des Abkommens bleibt 
unberührt. 

2. Bei der Anwendung des Artikels 3 des Abkom¬ 
mens verfahren die Vertragsparteien wie folgt;* 

]) Die durch den Heimatstaat bereits im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Abkommens erbrach¬ 
ten Fürsorgeleistungen (Artikel 3 des Abkom¬ 
mens) dürfen vom Aufenthaltsstuat keinesfalls 
im größeren .Uusmaß als Irisher angeredinet 
werden. 

II) Die in Artikel 6 Absätze 1 und 2 des deutsch- 
österreichischen Finanz- und Ausgleichsvertra¬ 
ges vom 27. November 1961 zugesagle Anrech¬ 
nungsfreiheit von Leistungen wird durch dieses 
Abkommen weder beseitigt noch beeinträchtigt. 
Diese Leistungen werden den in diesen Vor¬ 
schriften bezeichneten Personen in vollem Um¬ 
fang zugute kommen. 

Die im Schlußprotokoll des genannten Finanz- 
und .‘Ausgleichsvertrages zu Artikel 6 Buch¬ 
stabe a getroffene Regelung wird durch dieses 
Abkommen gleichfalls weder beseitigt noch 
beeinträchtigt. 

1111 Rechnet der .Aufenthaltsstant nach Maßgabe des 
Artikels 3 ei.re vom Heimatstadt gewährte Für- 
sorgoleistung ganz oder teilweise an oder liält 
er mit Rücksicht auf diese Leistung die Gewäh¬ 
rung von Fürsorge für ungerechtfertigt, so hat 
der Aufenthaltsstaat dies dem Heimatstaat 
uiiveizüglich mitzuteilcn, um ihm Gelegenheit 
zu geben, seine Fürsorgelcistung neu fest- 
züsctzen oder einzustellen. 

3 D,e iiiiu'r.staalliche Regelung der Kostentragung 
wird durch Artikel 4 nicht berührt. 

4. Die deutsche Seite wird jede Änderung des Lasten- 
ausglcichsgosetzes der üsterrcichischen Seite mit- 
tcilen (.Aitikel S Absatz 3). 

5. Die Vertragsparteien werden wohlwollend erwägen, 
dem Fhegatten und den minderjährigen Kindern, 
die einen gemäß Artikel 7 oder 8 Absatz 1 in seinen 
Heimatstaat zurückkehrenden Hilfsbedürftigen be¬ 
gleiten oder ihm folgen wollen, die Einreise und 
den .Aufenthalt zu gestatten, auch wenn sie nicht 
die gleiche Staatsangehörigkeit besitzen. 


G, Gründe der Menschlichkeit, die einer Rutksdiaflung 
gemäß Artikel 8 Absatz 1 entgegenstehen, liegen 
insbesondere dann vor, wenn hierdurch enge Bin¬ 
dungen im Aufentbaltsstaat, vor allem eine Fami- 
liecigemeinschaft, getrennt würden, 

B) 1, Der deutsche Bevollmächtigte legte dar, daß die 
Leistungen des deutschen Lastenausgleichs eine 
Entschädigungszahlung an Personengruppen darstel¬ 
len, die durch den Krieg und die Kriegsfolgen 
besonders hart betroffen sind. Die deutschen Trä¬ 
ger der öffentlichen Fürsorge behandeln deshalb die 
im Rahmen des Lastenausglcichs gewährte Haupt- 
entsdiädigung in besonders schonender Weise. 
Diese Leistungen machen nur einen geringen Pro¬ 
zentsatz des tatsächlichen Vermögensvcrlustes aus, 
Ihie Inanspruchnahme für den Kostenersatz und die 
Anrechnung auf laufende Fürsorgcicistungcn wür¬ 
den deshalb in aller Regel eine besondere Härte 
darstellen. Der deutsche Bevollmächtigte bat des¬ 
halb darum, daß in den Fällen, in denen die Ent- 
sdiiidigung an Untei.slülzte in Österreich ausgezahlt 
wird, die Träger der öffentlichen Fürsorge diesen 
Vermögensleit mit großem Verständnis für die 
Lage des Betrolfenen in der gleichen Weise wie 
die deutschen Träger der öifenllichen Fürsorge 
behandeln. 

Der ösleircidiischc Bec ollmäditigle sagte dies zii; 
ihm wurde in Aussicht gestellt, daß die Träger der 
üflentlidicn Fürsorge in ösleneidi auf Anfrage im 
Einzelfall von der bewilligenden Stelle Auskunft 
über die in der Bundesrepublik geltende Regelung 
für die Inanspruriinahme der Hauplentschadigung 
eilialtcn werden. 

Der österreichische Be', ullindchtigtc bat um ('ine 
gleiche schonende Behandlung österreichischer Ent- 
schädigungsleislungen nach dem Kriegs- und Ver¬ 
folgungssachschädengesetz vom 25. Juni 1958 (Bun¬ 
desgesetzblatt Nr. 127/1958). 

Der deutsche Bevtdlmächligle sagte dies zu; ihm 
wurde in Aussicht gestellt, daß die Träger der 
öffentlichen Fürsorge in der Bundesrepublik auf 
Anfrage im Einzelfall von der bewilligenden Stelle 
Auskunft über die in Osterreidi geltende Regelung 
für die Inanspruchnahme der Enlschädigungslcislun- 
gcii erlrallen werden. 

2. Der deutsche Bevollmächtigte stellte fest, daß die 
Miet- und Lastenbeihilfon des dcutsciien R<!chts 
nicht zur Fürsorge im Sinne dieses Abkommens 
gehören. 

Der österreichische Bevollmächligte nahm dies zur 
Kenntnis und bemerkte, daß von österreichischer 
Seile zum Begriff „Füisoirje" im Sinne dieses .Alj- 
kommens Klarslelliinnen nidil eiforderlidi sind. 

GESCHEHEN zu Bonn am 17. laiuiai l'Kili in /.v.ei 
Urschrilleii- 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland; 
Carstens 


Für die 

Republik Oslerreich; 
S ( li o n e r 
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Anhang I 


Liste 

der die Rcclilsgebiete der Fürsorge und der Jugendwohlfcihrtspfloge 
regelnden gesetzlichen Rechtsvorschriften 
der beiden VciTragsparteien 


1. In der Bundesrepublik: 

a) das Bundcssozialhilfegesetz vom 30. Juni 1961 (Bundesgeselzbl. I S. 81.S), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundessozialhilfogesetzcs vom 31. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1027): 

b) das Gesetz zur Bekämpfung der Gcschlethlskrankheilen vom 23. Juli 19.53 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 700); 

c) das Gesetz für Jugendwobifahrt vom 11. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1205); 

d) Landesausführungsgesclze zum Bundessozialliillegesetz 

Baden-Württemberg: Gesotz zur Ausführung des Bundessozinlhilfe- 
geselzes vom 23. April 1963 

[GesBl. f. Baden-Württemberg S. 33 (Nr. 5 vom 25. 4. 1963)] 


Bayern: Gesetz zur Ausführung des Bnndesso/ialhillegeselzes (.t'.GBSHG) 
vom 26. Oktober 1962 

(Bayer. GVBI. S. 272 (Nr. 19 vom ,31. 10. 1962)) 

Berlin; Gesetz zur Ausführung dos Biindcssozialliilfefiesotzes vom 21. Mai 
1962 

[GVBI, f, Berlin S. 471 (Nr 21 vom 24.5. 1962)) 


Bremen: Bremisches .Vusführungsgeselz zum Bundcssozialhilfegeselz 
(BrAGBSHG) vom 5. Juni 1962 

[GesBl. d. Freien Hansesladl Bremen S. 149 (Nr. 27 vom 15. 6. 1962)] 


Hessen: fJessisches Ausführungsgcselz zuin Bundessozialliilfege.selz (H.AG.t 
BSHG) vom 28, Mai 1962 

IGVBl, f. d. Land Hessen S. 273 (Nr. 15 vom 30. 5. 62)) 

Niedersachsen; Niedersächsisches Gesetz zur Ausführung des Bundes- 
sozialhüfegesetzes vom 29. Juni 1962 
[Niodersächs. GVBI, S, 69 (Nr. 14 vom 30. 6. 1962)] 

Nordrhein-Westfalen: Gesetz zur Ausführung des Bundessozialhilfe¬ 
gesetzes (AG/BSHG) vom 25. Juni 1962 

[GVBI, f. d. Land Nordrhcin-Westfalen S. 344 (Nr. 41 vom 27. 6. 1962)] 

Rheinland-Pfalz; Landesgeselz zur Ausführung des Bundessozialhilfe¬ 
gesetzes (BSHG) vom 30. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815) 

— AGBSHG — vom 8. März 1963 

[GVBI. f. Rheinland-Pfalz S, 79 (Nr. 15 vom 19. 3, 1963)) 

Saarland: Gesetz Nr, 776 zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes 
vom 30. Juni 1961 vom 6. Februar 1963 
[Amtsbl. d. Saarlandes S. 143 (Nr. 16 vom 29. 3. 1963)] 

Schleswig-Holstein: Gesetz zur Durchführung des Bundessozialhilfe- 
gesetzes (AG-BSHG) vom 6. Juli 1962 
IGVBl. f, Schleswig-Holstein S. 271 (Nr. 29 vom 23. 7. 1962)] 
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e) LandCbciusführungsgesetze zum Jugendwohlfahrtsgeselz 

Badcn-Württeml>erg: Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für Jugcnd- 
Wühlfahr! vom 9. Juli 1963 

[GesBl. f Baden-Wiirtleinberg S. 99 (Nr. 12 vom 18, 7. 1963)] 

mit Änderung der §§ 31 Abs 1 und 2 und 32 durch Gesetz vom 5. Mai 1964 

[GesBl, S. 253 (Nr. 12 vom 13 5. 1964)] 

Bayern: Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für Jugcndwohlfahrt, des 
Gesetzes zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit und des Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften — Jugendamts¬ 
gesetz (JAG) — vom 23. Juli 1965 
[Bayer. GVBI. S. 194 (Nr. 11 vom 30. 7. 1965)] 

Bremen: Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für Jugeiuhvohlfahrt 
i. d, F vom 1, Juli 1962 

[GesBl. d. Freien Hansestadt Bremen S. 165 (Nr. 33 vom 2. 7, 1962)] 

Hamburg: Ausführungsgesetz vom 17 3 1949 zum Rcichsgesetz f. Jugend- 
wolilfahrt vom 9. Juli 1922 i. d. F. d. Slg. des bereinigten Landesrechts 216 a 
vom 22, 6. 1962 

[Hamburgisches GVßl. I S. 137] und vom 10. September 1962 [GVBI. 1 
S. 166] 

Niedersachsen: Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
vom 13. Dezember 1962 

[Niedersächsisches GVBI S 246 (Nr. 32 vom 18. 12. 1962)) 

Nordrhein-Westfalen: Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes zur 
Ausführung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt vom 26 August 1965 
[GVBI. f, d. Land Nordrhein-Woslfalon S. 248 (Ni, 43 vom 10.9. 1965)] 

Rheinland-Pfalz: Landesgeselz zui Ausführung dtrs Gesetzes für .lugend- 
wülilfahrl vom 8. März 1963 

[GVBI. 1. d, Land Rheinland Pfalz S. 84 (Nr. 15 vom 19, 3. 1963)] 

Saarland: Saarländisches Auslührurigsgcsetz zum Gesetz für Jugendwohl- 
lahrt vom 22. April 1964 

[Amtsbl. d. Saarlandes S. 389 (Nr 35 vom 30 5. 1904)] 

Schleswig-Holstein: Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes zur 
Ausführung des Reidisgesetzes für Jugendwohllahrt vom 7. Juli 1962 
[GVBI. f, Schleswig-Holstein S. 276 (Nr. 29 vom 23, 7 1962)] 

f) Ergänzende landesrechtliche Vorschriften übei die Zuständigkeit auf dem 
Gebiet der Jugendwohlfahrt 

Bayern: Verordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten des Landes- 
jugendamtes vom 11. 7. 1962 (Bayer, GVBI, S, 104) 

Bremen: Verordnung über die Zuslandigkeilon nach dem Gesetz für 
Jugendwohlfahrt vom 19. 6. 1962 (GesBl. d. Freien Hansestadt Bremen 
S. 172); 

2. In Österreich: 
im Burgenland das 

Gesetz vom 7. Februar 1950, LGBl. Nr. 8^1951, betreffend die Weitergeltung 
des Fürsorgerechles im Lande Burgenland und Kundmachung des Landes¬ 
hauptmannes vom 9. Juli 1959, LGBL Nr. tO, über die Aufhebung einiger 
Bestimmungen des Fürsorgerechtes durch den Verfassungsgerichtshof; 

in Kärnten das 

Gesetz vom 15 März 1949, LGBl. Nr. 23, betreffend die Weitergeltung des 
Fürsorgerechles im Lande Kärnten, in der Fassung des Gesetzes vom 12. Juli 
196t, LGBl. Nr, 49; 

in Niederöslerreich das 

Gesetz vom 12Mai 1949, LGBl Nr. 40, über die vorläufige Regelung der 
öffentlichen Fürsoige und Kundmachung des Landeshauptmannes vo;ii 13 Au¬ 
gust 19,55, LCtBl. Ni 97, uhei die .Aulheljung einiger Bestiniiiiunyen des Fur- 
sorgerochtes durch den Verlassungsgerichtshof; 
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in Oberüslerreich das 

Gesetz vom 18. Mai 1949, LGBl. Nr. 53, betreffend die Weitergeltiing des 
Füi-,i)iij('iedi!cs im Lande Oberösterreich und Kundmachung des Landes- 
haupliiiünnes vom 26 Juli 1956, LGBl. Nr. 24, betreffend die Aufhebung 
einzelner Imsorgereditlicher Vorschriften durch den Verfassungsgeriditsliof: 

in Salzburg das 

Gesetz vom 17 November 1948, LGBl. Nr. 11/1949, über die voilünfigc Rege¬ 
lung des Fursoiyewesens und der Jugendfürsorge im Lande Salzbuig, in der 
Fassung des Gesetzes vom 26 April 1950, LGBl. Nr. 57; 

in Steiermark das 

Gesetz vom 5. Jänner 1949, LGBl. Nr. 7, betreffend die Weitergeltung des 
Fürsorgerechtes im Lande Sleiermark, und im Gesetz vom 6. Juni 1956, 
LGBl. Nr. 43, über die Aufhebung fürsorgeiechtlicher Vorschriften; 

in Tirol das 

Gesetz vom 11. November 1948, LGBl. Nr. 11/1949, über die Weitergeltung 
des Fürsorgercchtes im Lande Tirol; 

in Vorarlberg das 

Gesetz LGBl. Nr. 4/1949 über die vorläufige Regelung der öffentlichen Für¬ 
sorge, in der Fassung der Druckfehlerberichtigung, LGBl. Nr. 51/1949; 

in Wien das 

Gesetz vom 23. Dezember 1948, LGBL Nr 11/1949, über die vorläufige 
Reijelung der öffentlichen Fürsorge und Jugendwohlfahrt unter Berücksich¬ 
tigung des § 37 Z. 1 des Goselzes vom 17. Juni 1955, betreffend die Jugend¬ 
wohlfahrt, LGBl, Nr. 14. 

Bundesgesetz vom 9. April 1954, BGBl. Nr. 99, womit Grundsätze über die 
Mutterschafts-, Säuglings- und Jugendfürsorge aufgestellt und unmittelbar 
an/uwendende Vorschriflcn iilicr die Jugcndwohlfahrt erla.s.seii werden 
(,lugend wohltcihrlsge.selz - JWG | und die bezüglichen Lanclosausftilii iings- 
gosetzo; 

Burgenland: Jugendwohlfahrtsgosetz vorn 16. November 1957, LGBl. Nr, 2/1958; 

Kärnten: Jugeiidw'ohlfahrtsordnung vom 9. Februar 1956, LGBl. Nr. 15 (Druck- 
fehlerlicnchtigungen: LGBl. Ni 27/1950 und LGBl. Nr. 18 1957); 

Niedeiöslerreich; Jugendw'ohlfahrtsgesclz vom 14. November 1956, LGBl. 
Nr, 121; 

Oberösterreich: Jugendwohlfahrisgeselz vom 19. Juli 1955, LGBl. Nr, 82; 

Salzburg: Jugendwohlfahrtsordnuiig vom 4. Juli 1956, LGBl. Nr. 39; 

Sleiermark: Jugendwohlfahrtsgosetz vom 16. November 1957, LGBl. Nr. 35/1958; 

Tirol: Jugendwohllahrtsgeselz vom 23 Mai 1955, LGBl. Nr. 28; 

Vorarlberg: Jugendfürsorgegespt/,, LGBl. Nr. 17 1959, in der Fassung des 
Landc.sfjesetzes, LGBl. Ni. 1 I'l'llil ; 

Wien: Jugendwohllahrtsgeselz vom 17. Juni 1955, LGBl. Nr. 14. 
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Anhang II 

Liste der Grenzgemeinden 

A) Deutsche Crenzgemeinden: 

L rt n (.1 k r (’ i 5 L i n d n u | B o (I c n s i> o ) 

Scheidegg 
Sigmarszell 
Siinnierbcrg 
Weiler iin Allgäu 
Weißcnsberg 


Büseiiiculin 
1!('] gcnswcilcr 
Lindenberg 1. Allgäu 
Xiederstaufen 
Oberreule 
Sehoflau 


L a n d k I e i s S o n I h o 1 e n 


Aach i. Alkjau 

Akariis 

Allslädten 

Balderschwang 

Blaichach 

Bolsicrlang 

Bühl 0 . Alpsce 

Burgberg i, Allgäu 

Diepolz 

Bdcarts 

Fischen i. Allgäu 
Gunzesried 
1 lindelang 

Imnienstadt i. Allgäu 
Missen — Wilhams 
Niedersonthofen 
Olrennaiselstcin 


Oberslaufen 

Obersldorf 

Oflerschwang 

Üttacker 

Rauhenzell 

Retlenbei g 

Schöllang 

Sonlholen 

Stein i. Allgäu 

Stiefenhofen 

Thalkirchdorf 

Tiefenbach b. Obersldorf 

Unterjoch 

Untermaiselstein 

Vurderburg 

Wei lach 


Buchcnbei g 
Dtirach 

Kempten (Allgäu) 

Martinszell 

Nfemhölz 

Mittelbcrg 

Moosbach 


Landkreis Kempten (Allgäu) 

Pelcrslhal 

Rechtis 

Sulzberg 

Waltenhofen 

Weitnau 

Wengen 


L a n 

Buching 

Eisenberg 

Enzenstetten 

Eschach 

Füssen 

1 lopfen am See 
I lopferau 
Lechlrruck 
Nesselwang 

Landkreis G 

Garmisch-Partenkirchen 

Grainau 

Krün 


1 k r e i s r li s s !■ II 

Pfronten 

Rieden 

Roßhaupten 

Ruckholz 

Schwangau 

Seeg 

Trauchgau 

Weißensee 

Zwieselberg 

r m i s c h - P a r t e n k i r c h e n 

Mittenwald 

Wallgau 

Wamberg 


Landkreis Bad Tölz 


Lenggries 


Bayrischzell 


Brannenburg 
Degerndorf a. Inn 
Flintsbach 
Kiefersleiden 


Landkreis Miesbach 

Kreuth 


Landkreis R o s e n h. e i m 


Niederaudorf 
Nußdorf a. Inn 
Oberaudorf 
Sachrang 
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Lund kreis Traun stein 


Bergen 

Rotldll 

Eisenärzt 

Ruhpolding 

Gruljonslütt 

Schleching 

Grassau 

Sieg.sdoi f 

1 [iiiiimer 

Slaudaih-Egerndath 

1 loi/.hausen 

T raunslein 

fnzell 

Dliersee 

Murtiuditsiein 

Unlei u'össen 

Oliei wussen 

Reil im Winkel 

Vögling 

L a n 

d k r e i s B e i t li t e s g a d e n 

Aiiyt'r 

Maria Gern 

Au 

Marklschellenberg 

Aufham 

Marzoll 

Bad Reielienhall 

Piding 

Bayerisch Gmain 

Ramsau b. Berclilesgaden 

Berclilesgaden 

Salzberg 

Bisthofswiesen 

Scheffau 

iiögl 

Sdinoizlreuth 

Kailstein 

Schönau 

Königssce 

Landschellenbcrg 

Weißbach a, d. Alpcnsiral 


Landkreis Laufen 

Ain ring 

Palling 

Asten 

Petting 

Freidling 

Pietling 

Freilassing 

Ringham 

F icutsmoos 

Roßdorf 

FtidoUing 

Riukstetten 

Gaden 

Saaldorf 

I leining 

Straß 

llolzhdusen b, Teisondütf 

Surheiin 

Kapell 

Taching a. See 

Kay 

Teisendorf 

Kirchanschöring 

Tengling 

Kirchheirn 

TeUenhausen 

La mpoding 

TiUinoning 

Laufen 

Törring 

Leobendorf 

Triebenbach 

Neukirchen (am Teisenberg) 

Tyrlaching 

Nirnharting 

Waging a. See 

Oberteisendorf 

Weildorf 

Otting 

Wonneberg 

Landkreis Altötling 

Altötling 

Nonnberg 

Alzgern 

Oberburgkirchen 

Arbing 

Obcrkastl 

Burghiiusen 

Obcrpleiskirchen 

Burgkirchen a, d. Alz 

OberzeiUarn 

Doilen 

Perach 

Eggen 

Piesing 

Emmerling 

Raitenliart 

Endlkirchen 

Raitenhasladi 

Erlbach 

Reischach 

Feichten 

Schützing 

Forslkastl 

Stammham 

Garching a. d. Alz 

Teising 

Gufflham 

Töging a. Inn 

Maiming 

Tüßling 

Halsbach 

Unterburgkirchen 

Kirchweidach 

Unterkastl 

Marktl 

Unterpleiskirchen 

Marktlircrg 

Wald a. d. Alz 

Mein ing 

Wald b, Winhöring 

Neukirchon a. d. Alz 
Neuötting 

Winhoring 
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Landkreis Mühldorf a. Inn 
Forsting Unlerneukirchen 


Landkreis Pfarrkirchen 


Asenharn 

Randling 

Eggstetten 

Reichenberg 

Bring 

Reut, Post Tann 

Erlach 

Schildthurn 

Gangerbauer 

Simbach a. Inn 

Gumpersdorf 

Stubenberg 

Julbach 

Tann 

Kirchberg a. Inn 

Taubenbach 

Kirchdorf a. Inn 

Triftern 

Lengsham 

Ulbering 

Loderham 

Untergrasensee 

Münchham 

Voglarn 

Neukirchen b. Pfarrkirchen 

Walburgskirchen 

Obertürken, Post Zeilarn über Tann 

Wiesing 

Pfarrkirchen 

Wittibreut 

Postmünster 

Zimmern 


Landkreis Griesbach i. Rottal 


Aigen a. Inn 

Malching 

Asbach 

Mittich 

Bayerbach 

Oberschwärzenbach 

Egglfink 

Pattenham 

Hartkirchen 

Pöcking 

Ilubreith 

Poigham 

Hütting 

Rotthalmünster 

Indling 

Ruhstorf 

Karpfham 

Safferstetten 

Kirchhanr 

Thanham 

Küßlarn 

VVcih mörting 

Kühnham 

Würding 


Landkreis Eggenfoldan 


Eggenfelden 
Gern I 
Gern 11 
Hammersbach 
Hebertsfelden 
Hickorstall 


Hirschhorn 

Langeneck 

Linden 

Lohbruck 

Martinskirchen 

Rogglfing 


Landkreis Passau 


Bad Höhenstadt 

Eglsee 

Eholfing 

Engerlsham 

Grubweg 

Hacklberg 

Hals 

Heining 


Kellberg 
Neuburg a. Inn 
Neuhaus a. Inn 
Neukirchen a. Inn 
Passau 

Sulzbadi a. Inn 
Witzmannsberg 


Breitenberg 

Ederlsdorf 

Eidenberg 

Gegenbach 

Gollnerberg 

Gottsdorf 

Hauzenberg 

Kasberg 


Landkreis Wegscheid 

Lammersdorf 

Meßnerschlag 

Obernzell 

Sonnen 

Thalberg 

Wegscheid 

Wildenranna 


Landkreis Wolfstcin 

Gsenget 
Klafferstraß 


Lackenhäuser 

Neureichenau 
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B) Oslerrekhisthe Grenzgenifinden: 


Liiiul Ol«'] ü.sk'i reidi 


Politischer Be^i^k Braunau am Inn 


Altheim 

Neukirchen an der Enknach 

Aspach 

Ostermiething 

Braunau am Inn 

Polling im Innkreis 

Burgkirchen 

Roßbach 

Eggeisberg 

Schwand im Innkreis 

Fränking 

St. Georgen am Fillmannsbach 

Gerctsberg 

St. Pantaleon 

Gilgenberg am Weilhart 

St. Peter am Hart 

Haigcrmoos 

St. Radegund 

Hanclcnberg 

St. Veit im Innkreis 

Hochburg-Ach 

Tarsdorf 

Mauerkirchen 

Treubach 

Mining 

L'ebcrackern 

Moosbach 

Moosdorf 

Weng im Innkreis 

Politischer Bez 

itk Ried im Innkreis 

Anlioscnhofen 

Ort im Innkreis 

Aurolzmünster 

Reicfiersbcrg 

Eitzing 

Ried im Innkreis 

Goinherg 

Senttenbadi 

Gurten 

St. Georgen bei Obernberg am h 

Kirchdorf am Inn 

St. Martin im Innkreis 

Lambroditen 

Utzenaich 

Mörschwang 

Wei Ibach 

Mühlheim am Inn 

Obernberg am Inn 

Wippenham 

Politischer 

Bezirk R o h r b a c h 

Atzesberg 

Oepping 

I lorbidi 

Pcilstein im Mühlviertel 

Hofkirchon im Mühlkreis 

Pfarrkirdren im Mühlkrcis 

Julbach 

Putzleinsdorf 

Kläffer 

Rannastift 

Kollerschlag 

Rohrbach in Oberösterreich 

Lembach im Mühlkrcis 

Sarlcinsbach 

Nebclberg 

Schlägel 

Niederkappcl 

Schwarzenberg im Mühlkreis 

Oberkappel 

Ulrichsberg 

Politischer 

Bezirk Schärding 

Andort 

Sdiardonberg 

Brunncnthal 

Schärding 

Dicrsbach 

St. Aegidi 

Eggerding 

St. Florian am Inn 

Engelhartszell 

St. Marienkirdren bei Schärding 

Eslernberg 

St. Roman 

Freinberg 

Suben 

Kopfing im Innkreis 

Taufkirdien an der Pram 

Mayrhof 

Vichtenstein 

Münzkirchen 

Waldkirchen am Wesen 

Rainbach im Innkreis 

Wernstein 


Land Salzburg 
Landeshauptstadt Salzburg 

Politischer Bezirk Hallei ii 


Ablenau 

Adnet 

Aniidbcrg im Lammerlal 


Golling an der Salzach 

Hallein 

Krispl 
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Kudil 

Obeidlin 

Pudi bei ilcilleiii 

Rul’iliedi am l’aß Gsdiiitt 


Sdiefldu an dci Lämmer 

St. Koloman 

Vigaiin 


Politischer Bezirk S a 1 / Ir u i g - U rn g e b u n g 


Ami 

.Aiilliei iiig 
Bcrgheiiii 

Bemdoil bei Salzburg 

Do] Ibeucrn 

LIishdusen 

LIsbethen 

Eiigi'ndorf 

Güming 

Giüdig 

Großgmain 

Hall vang 

Koppl 


Lamprechlshduseii 

Mattsee 

Nußdoif am llamislrerg 

Oberndoif Irei Salzburg 

Obertruni 

Plaitifeld 

Sdilcedorf 

Seeliam 

Seekirchen-Land 

Seekirchen-Markt 

St. Georgen bei Salzburg 

Wals-Siezenheim 


Polilistlier Bezirk St. Johann im Pongau 


Bischüfshofen 
Goldegg iin Pongau 
I lüttau 

Mühlbadi am Hodikdnig 

Pfarrwerfen 

St. Johann im Pongau 


St. Veit un Pongau 

Sdiwarzach im Pongau 

Wagrain 

Werfen 

Werfenweng 


Politischer B 

Ahn 

Dienten am llochkönig 

Leogang 

Lofer 

Maishoten 

Saalbach 


(’ z i I k Zell am See 

Saalleiden am Steinernen Meer 

St. Martin bei Lofer 

Unken 

V'iehhofen 

Weißbach bei Lofer 

Zell am See 


Land Tirol 

Lanclcshauplstadt Innsbruck 

Politischer Bezirk Imst 

Imst Nassercith 

.Vlieming Obsteig 

Mölz 


Politischer Bezirk I n n s b r u c k - L a n d 


Absam 

Bdumkirchen 

Fritzens 

Gnadenwald 

Leutasch 

Mils bei Solbad Hall 
Oberhofen in Tirol 
Pettnau 

Reith bei Seefeld 
Rum 


Scharnitz 

Seeteld in Tirol 

Solbad Hall in Tirol 

Telfs 

Thaur 

Volders 

Wattens 

Wilderinieminq 

Zirl 


Politischer Bezirk Kitzbühel 


Brixen im Thale 

Fieberbrunn 

Going 

Hopfgarten in Nordtirol 
Itter 

Kirchberg in Tirol 
Kirchdorf in Tirol 
Kitzbühel 
Kossen 


Oberndorf in Tirol 
Reith bei Kitzbühel 
Sdiwendt 

St. Jakob am Pillersee 
St. Johann in Tirol 
St. Ulrich am Pillersee 
Waidring 
Westendorf 
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Politischer Bezirk Kufstein 


Angalh 

Mariastein 

Brandeiiberg 

Münster 

Breilenbach am Inn 

Niederndorf 

Brixlegg 

Niederndorferberg 

Buebborg am Kaiser 

Radfeld 

Ebbs 

Rattenberg 

Ellinau 

Rettenschüß 

Erl 

Scheffau am Wilden Kai 

Häring 

Sdiwoich 

Kirchbichl 

Söll 

Kramsach 

Thiersce 

Kufstein 

llnterangerberg 

Kundl 

Walchsee 

Langkampfen 

Wörgl 

Landeck 

Politischer Bezirk L a n d e c k 

St. Anton am Arlberg 

Pettneu 

Zams 

Bach 

Politischer Bezirk Reutte 

Lechaschau 

Biberwier 

Lermoos 

Bichlbach 

Musau 

Breitenwang 

Nesselwängle 

Ehenbichl 

Pflach 

Ehrwald 

Pinswang 

Elbigonalp 

Reutte 

Eimen 

Schattvvald 

Forchadi 

Slanzach 

Grän 

Steeg 

Hdselgehr 

Tannheim 

Heiterwang 

Vils 

Hinterhornbach 

Vorderhornbach 

Höfen 

Wängle 

Holzgau 

Weißenbach im Lechtal 

Jungholz 

Zöblen 

Kaisers 

Achenkirch 

Politischer Bezirk S c h w a z 

Steinberg am Rofan 

Buch bei Jenbach 

Straß bei Jenbach 

Eben 

Torfens 

Jenbach 

Vomp 

Pili 

Weer 

Sch waz 

Wiesing 

Stanz 

Bliiclenz 

Land Voiaiibc'ig 

Politischer Bezirk B l u d e n z 

Lech 

Alberschwende 

Politischer Bezirk Bregenz 

Gaißau 

Andelsbudi 

Hard 

Au 

Hiltisau 

Bezau 

Höchst 

Bildstein 

Hörbranz 

Bizau 

Hohenweiler 

Bregenz 

Kennelbadi 

Buch 

Krumbadi 

Doren 

Langen 

Egg 

Langenegg 

Eichenberg 

Lauterach 

Fussach 

Lingenau 
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Sdiröcken 

Sdiwarzach 

Schwarzenberg 

Sibratsrjfäll 

Sulzberg 

Warth 

Wolfurt 


Prrlitischer Bezirk Feldkirch 
Dornbirn Lustenau 


Lochau 

Mellau 

Mittelberg 

Vlöggers 

Reuthe 

Riefensberg 

Schnepfau 

Schoppernau 


H G 1 a u s ij c b L'r : Dl i Butidc-sniims'cr der Justiz. — V f i 1 a q ; BiindGsan/citi«;i \ ci !•l»^s'lL‘■> nt b ll., 5 1, PoslKich. 

D I u <■ k : But.dfsdi iickorei Hütni. 

Im BfZugsprelb Ist Mehrwertsteuer enthalten; der angewandte Steuersatz beträgt 5,5 */•. 

Djs BundosqosL''/b)att oistbcint in diei leilc-ii. ln Teil I und il werden die Gesetze und VeroiünuiKier. m zei*!idicr Reihc-nfoUio nach ifirer 
AusfoitKiuiiQ %Likuiickl In Teil 111 wird das als lortdeiteiiü test{ie>tellle Buiidesredil aut Giuiid des Gesetzes über die Sriniuilunu des Bundes- 
reciitb \oin 10, Jjti 10.515 (ßundtrscicsotzbl. I S. •107) nach SrictHjebuMcn fjcoidiiel venjtton’lic.hl. Beziiri'’bi'd.ntiunqC’n für lei! III duith de'n Vciiaq. 
Bt’/iiiish(.iiii,(iiiiH)L-ii tur Teil I lind II: Lüiifender Bc'ziui ruu durcii die Post. NeiibcstellUfHi mittels Zenurigskoiitttkarte an einen) Pu^t'='(baltor. 
B e z u q ■. }) f e ; s v;. riciialti li<h tui Teil I und T«-il H je H 5ü 1>M. E in z e 1 s t ü c k e le anqefatuunie 16 Seiten Ü.40 DM (leiien Von.j n-rciiduiiq des 
eil'irdf i'uri Citi.nii' aul Pöstschc ckkoiiUi .,l3undi*-«cii-'<'i/.l)i.ilt“ Köln 3 99 oder nath BezuliluTiq aui Grund Oiuei \'oiui!>:(;d;tiuriq, 

Preis dieser Aiivcj.itie ti.4ii DM .'uzuqlich VeisandMehtihr DM. 

Bestellungen bereits ersdiienener Ausgaben sind zu ridilen an: Bundesgesetzblatt 53 Bonn 1, Postfadi. 



